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I hereby certify that the annexed document kt 
No, USR- 504 is a photostat of an original 
document submitted in evidence by the United States 
Prosecution under this number, The cricinal document 
nas been withdrawn in accordance with Rule 10 cf 
the International Military Tribunal, aná to the 


best of my knowledge and belief is to be held at 


the National Archives, Washington D.C. 





f | M 


VE I 
NUM | MM LITE PAUL A, JOOSTEN 
General Secretary 


International Military 
Tribunal 


D 








Ordner- oder Akten-Nr. 
Mappenbuchstobe _ 


Stolzenberg - Einhokheffer 


i — — 


— 0004 








y Der Befehlshaber ` 207 £-%o 4. Ce 
der Siherheitspolizei und des 50 ET; | 
in £othringtn-Soarpfal; — 
p {ης III» Geheim? 


An den 


Metz, den 6.241942. 


kommandeur der Sicherheitspolizei 


Πρεί j 


Si Set? 
do, I/II Meh 


Cinfa 
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Abschrift: a τος d 


"LIC 1η 


und Chef der Deutschen Polizei München, den 4, Febr, 1 | 
Hauptamt ff-Gericht ; h 


I b 154/1 Tgb.Nr. 70/42 geh. 


Geheim! 


Betriift: Verfolgung von Straftaten gegen das Reich oder die 


Besatzungsmacht, 


Verteiler: A, Bo. 


I. Folgende vom Chef des Oberkommandos der Wehrmacht unter dem 


126 


Dezember 1941 bekanntgemachten Anordnungen werden zur 


Kenntnis gebracht s 


le) 


P. 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht. 


Es ist der lange orwogene Wille des Führers, dal in den 
besetzten Gebieten bei Angriffen gegen das Reich oder die 
Besatzung scht den Tätern mit andern Maßnahmen begegnet 
werden soll, als bisher. Der Führer ist der Ansichts Bel 
solchen Taten werden Freiheitsstrafen, auch lebenslängli- 
che Zuchthausstrafen, als Zeichen von Schwäche gewertet, 
Eine wirksame und nachhaltige Abschreckung ist nur durch 
die Todesstrafe oder durch Maßnahmen zu erreichen, die die 
Angehörigen und die Bevölkerung über das Schicksal des Täs 
ters im Ungewissen halten, Diesem Zwecke dient die Über- 
führung nach Deutschland. | 

Die anliegenden Richtlinien für die Verfolgung von Straf- 
taten entsprechen dieser Auffassung des Führers., Sie sind 
von ihm geprüft und gebilligt worden. 


Koitel. 4 | 


Der Führer und Oberste Befehlshaber 
der Wehrmacht 


Richtlinien 


für die Verfolgung von Straftaten gegen das Reich oder die 
Besatzungsmacht in den besetzten Gevieta@. 
Vom 7. Dezember 1941. 


In den besetsten Gebieten haben mit Beginn des 
Foldzuges kommunistische Elemente unà ander | 


B x 
` 





II 


| liche 
| | Kreise ihre Angriffe gegen das Reich und die Besatzungs&? 
à Der Umfang und die Gefährlichkeit dieser Umtriebe zwingen 
kungsgründen zu schärfsten Maßnahmen gegen die Täter. Zunà 
folgenden Richtlinien zu verfahrens 
I. 
| In den besetzten Gebieten ist bei Straftaten von nichtdeutschen Zivil. ` 
personen, die sid gegen das Reich oder die Besatzungsmacht richten, 
‚und deren Sicherheit oder Schlagfertigkeit gefährden, grundsätzlich 
' die Todesstrafe angebracht, 
II. 
Die Straftaten des Abschnitts I sind grundsätzlich nur dann in den be_ 
setzten Gebieten abzuurteilen, wenn wahrscheinlich ist, daß gegen die 
Täter, mindestens aber die Haupttäter, Todesurteile ergehen und wenn 
das Verfahren und die Vollstreckung der Todesurteile schnellstens durch 
geführt werden können, Sonst die Täter, mindestens aber die Haupttäter, 
nach Deutschland zu bringen, 
111. 
Täter, die nach Deutschland gebracht werden, sind dort dem Kriegsvere 
fahren nur unterworfen, wenn besondere militärische Belange es fordern 
Deutschen und auslandischen Dienststellen ist auf Fragen nach solchen 
Tütern zu erklären, sie seien festgenommen worden, der Stand des Vere 
fahrens erlaube keine weiteren Mitteilungen, 
IV. 
Die Befehlshaber in den besetzten Gebieten und die Gerichtsherren sind 
im Rahmen ihrer Zustündigkeit für die Durohführung dieses Erlasses 
persünlich verantwortlich. | | 
Ve > 
Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht bestimmt, in welchen besetas 
ten Gebieten dieser Erlass anzuwenden ist, Er ist zu Erläuterungen, 
zum Anlass von Durchführungsvorschriften und zu Ergänzungen befugt, 
Der Reichsminister der Justiz erlässt die Doro rra — 
bestimmungen für seinen Bereid e. 
Τ.Α. 
Der Chef des Oberkommandos 
der Wehrmacht - 


1-90 3 


4 Eum ow 


3.) Erste Verordnung zur Durchführung der Aale te des rúbrers 
und Obersten Befehlshabers der Wehrmacht für die Verfolgung 
Straftaten gegen das Reid: oder die Besatzungsmacht im den ` 

- ten Gebieten, 下 y 
Auf Grund von Abschnitt V der Richtlinien des Führers und gp 


Befehlshabers der Wehrmacht für a verfoleune ωσω. 
als, | . j 4 


| 
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IV. 


(1) Tater, die nach Deutschlmd gebracht werden, sind alrt des, Lules ds 
verfahren nur unterworfen, wenn das Oberkommando der Tehrmacht oder | 
der übergeordnete Befehlshaber bei seiner Entscheidung nach Absohnitt 
III erklürt hat, daB besondere militürische Belange die Aburteilung 
durch ein Wehrmachtsgericht fordern, Wird eine solche Erklärung nicht 


f 
abgegeban, so gilt die Anordnung, der Täter sei nach Deutschland zu 
bringen, als Abgabe im Sinne des ὃ 5 Abs. 2 Satz 2 BC 

(2) Macht der übergeordnete Befehlshaber von seiner Befugnis nach Abs, | 
1 Gebrauch, so legt er die Akten auf dem Dienstwege dem Operkomnando | 
der Wehrmacht vor. Die Täter sindd er Geheimen Feldpolizei als "yehf- 
machtsgefangene" zu bezeichnen, 

(3) Das Oberkomnando der Wehrmacht bestimmt den Gereichtsstand für Tä- 
ter, die nach Abs. 1 dem Kriegsverfahren unterworfen sind. Es kann 

auf die Zuständigkeit der VWehrmachtsgerichte verzichten. Es kann fer- 
ner das Verfahren auf beliebige Zeit aussetzen, 


Ve 
Die gerichtliche Verhandlung in Deutschland ist wegen Geführdung der 
Staatssicherheit unter strengstem Ausschluß der Öffentlichkeit durch- 
zuführen. Ausländische Zeugen dürfen in der Hauptverhandlung nur mit 
Genehmigung des Oberkommandos der Wehrmacht vernommen werden, 


VI, 
Die Bestimmungen über das wehrmacht gerichtlidie Verfahren in den Er- 
lassen des Chefs des Oberkommandos der Wehrmacht vom 15. September 
1941 betreffend Lage in Norwesen[WFSt.Abt.L (IV QU) Nr. 002034/41 
g Kdos) und vom 16. September 1941 betreffend kommunistische Auf- 
stand sbewegungen in den besetzten Gebieten (wrst/Abt. L (IV QU) Nr. 
002060/41 y Kdos.)werden durch die Richtlinien und diese Durchfüh- 
rungsverordnung ersetzt. 


VII. 

(1)Die Richtlinien treten drei Wochen nach ihrer Unterzeichnung in Kraft, 

sie sind bis auf weiteres in allen besetzten Gebieten, mit Ausnahme 

von Dänemark, anzuwenden. 

(2) Die Bestimmungen, die für die neubesetzten Ostgeblete ergangen 

sind, werden durch die Richtlinien nicht berührt. Ä 

(5) Für anhingige verfahren gilt Abschnitt I der Richtlinien. Der Ge- 

vichtsherr und der übergeordnete Befehlshaber können bei solchen Ver- 

fahren Abschnitt III dieser Durchführungsverordnung entsprechend an- 

wenden. Ordnet der tibergebrdnete Befehlshaber m, daß ein Täter nach 


ΜΗ j 
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Deutschiin d gebracht wird, so gilt ‘psehnitt IV. Dei Tätern, die vor» 
Jem Inkrafttreten der Richtlinien nach Deut sch land gebracht Wesen 
kann das Oberkommando der wehrmacht nach Abschnitt IV Abs. 3 verfah- 
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ren, 


Der Chef des Oberkommandos 
der Wehrmacht 


yr Aa 


| ἮΝ soweit die SS- und Polizeigeriohtsbarkeit für Straftaten der ugter 
I bezeichneten Art zuständig ist, ist sinngemäß zu verfahren, 


per Reichsführer- 


Leah 
| scharfe 


44 „Gruppenführer 
Generalleutnant der Waffen-/? 
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Absehrift Abschrift, 


Dezember 1941 
mandos der Wehrmacht 
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Verfolgung von 3traftaten gegen das 
Reich oder die ia in den 
besetzten ` sbiete 


Es ist der lange Grwogene Wille des Führers, dass 
in den besetzten “ebieten bei Angriffen gegen das Reich oder die 
Besatzungsmacht den Mitern mit anderen Massnahuen begegnet werden 
soll als bisher, < “inrer ist der Ansicht: Bei solchen Taten 
werden Freiheitsstrafe: such leb 


» en | ` e 


enslanse Yuchthausstrafen, als 
Zeichen von Schwike gewertet. Eine wirksame und nadhaltize 
Abschreckung ist nur durci fodesstrafen oder durch liassnahnen zu 
erreichen, die die a —— gen und Cie bevélkerung über das Stick- 
sal des Täters im Ungewissen halten, Diesen Zwecke dient die Jber= 
nach Deutschland. 

Die anliegenden Richtlinien für die Verfolgung von 
Straftaten entsprechen dieser Auffassung des Führers, Sie sind von 
ihm geprüft und ze Wi 111 gt worden, 
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Abschrift von Abschrift. 
aus dem Reichsgesetzblatt Teil I, Berlin, den l. Juni 1940 


Veroränufg ber den Nachrichtenverkehr 
vom as’ Avril 1940. | 
Der Ministerrat für die Relchsverteidisung verordnet für das 
Gebiet des Grossdeutschen Reiches mit Gesetzeskraft: 
| $ 1. 
Als Nachrichtenverkehr im Sinne dieser Verordnung ist anzusehen: 
A. Der Postverkehr 


a) Briefsendungen (Briefe, Postkarten, Drucksachen, 
Warenproben, Geschäftspapiere, Mischsendungen, 
Zeitungen, Maternbriefe, Postanweisungen, Briefe 
von und zum Postscheckamt, Päckchen), 


b) Paketsendungen, 


Der Fernmeldeverkehr (Yernsprech-, Fernschreib-, Telegramm-, 
Funk-, Fernseh, Bildtelegraphieverkehr), 


Der Güter- und Frachtenverkehr, 
Der Brieftaubenverkehr, 


Jeder Verkehr mit optischen, akustischen und allen anderen 


Arten von Verstündigungsmitteln zum Zwecke der Nachrichten- 
übermittlung. 


Nachrichtenverkehr mit dem feindlichen Ausland. § 2. 

(1) Der unmittelbare und mittelbare Nachrichtenverkehr 
mit dem feindlichen Ausland ist verboten, Mittelbarer Nach- 
richtenverkehr ist die Übermittlung von Nachrichten an das 
nichtfeindliche Ausland, die zur Weitergabe an das feindliche 
Ausland bestimmt sind. 

(2) Ausnahmen genehmigt das Oberkommando der Wehrmacht, er- 
forderlichenfalls im Benehmen mit den beteiligten Obersten 
Reichsbehörden. e 

Bram 
Das Oberkommando der Wehrmacht gibt diejenigen Lánder bekannt, 
die im Sinne dieser Verordnung als feindliches Ausland anzu- 
sehen oder die in gleicher Weise zu behandeln sind. 

5 4. 
Wer es unternimmt, mittelbar oder unmittelbar Nachrichten ohne 
Genehmiguns gemáss $ 2 Abs. 2 in das feindliche Ausland ge- 
langen zu lassen, wird mit Gefüngnis, in leichteren Füllen mit 
Haft oder mit Geldstrafe bestraft, sofern nicht nach anderen 
Bestimmungen eine schwerere Strafe, insbesondere wegen Landesver- 
rat die Todesstrafe, verwirkt wird. 
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EI, Nachrichtenverkehr mit dem σον ης 
5. 5. . — 

Der Nachrichtenverkehr mit dem nichtfeindlichen Ausland 
ist grundsätzlich zulässig. Es dürfen jedoch keine Nachrichten über 
die militärische, wirtschaftliche, oder politische Lage übermittelt 
werden, die geeignet sind, das Wohl des Reiches oder der mit ihm 
verbündeten oder befreundeten Staaten zu gefährden. 

$6. Á 

Das Oberkommando der Wehrmacht erlässt die über die Durch- 
führung des Nachrichtenverkehrs mit dem nichtfeindlichen Ausland 
notwendigen Vorschriften, erforderlichenfalls im Benehmen mit den 
beteiligten Obersten Reichsbehirden. 

[1 τ. 
| Als nichtfeindliches Ausland sind alle Staaten anzusehen, 
die nicht gemäss § 3 als feindlich gelten oder als feindlich zu 
behandeln sind. 
§ 8. 

(1) Zuwiederhandlung gegen § 5 Satz 2 werden mit pe 
in leichten Füllen mit Haft oder mit Geldstrafe bestraft, sofern nicht 
nach anderen Bestimmungen schwerere Strafe, insbesondere wegen Lan- 
desverrat die Todesstrafe, verwirkt ist. Zuwiderhandlung gegen die 
gemäss $ 6 erlassenen Bestimmungen werden mit Gelästrafe bis zu 
150 ΕΝ oder mit Haft bestraft. 

(2) Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Oberkommandos 
der Wehrmacht oder der von ihm bestimmten Stellen ein. Der Antrag kann 
zurückgenommen werden. 

III. Inlandsnachrichtenverkebr. 
$ 9. 

(1) Der Inlandsnachrichtenverke hr kann aus Griinden den der 
Kriegsführung durch das Oberkommando der Wehrmacht Beschrünkungen oder 
Auflagen unterworfen werden. 

. (2) Zuwiderhandlungen gegen derartige Beschränkungen oder Auf- 
lagen für den Inlandsnachrichtenverkehr werden mit Geldstrafe bis zu 
150 RM oder mit Haft, in besonders schweren Fällen mit Gefängnis be- 
straft, sofern nicht nach anderen Bestimmungen eine schwerere Strafe 
verwirkt ist. 

(5) Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Oberkommandos 
der Wehrmacht oder der von ihm bestimmten Stellen ein. Der Antrag kann 
zurückgenommen werden. 

IV. Reohte der Prüfstellen. 
§ 10. 
Die zur Prüfung des Nachrichtenverkehrs eingerichteten Dienststellen. 
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haben d&s Recht, Nachrichten oder Sendungen ohne Angabe 
von Gründen oder teilweise von der Übermittlung oder Be- 
förderung auszuschliessen, | 
V. Sonderbestimmungen. 
§ 11. 

(1) Der amtliche Nachrichtenverkehr des Auswürtigen Amts mit 
dem Ausland und der Nachrichtenverkehr mit dem Ausland, der sich i 
in seinem Auftrage vollzieht, fällt nicht unter die Bestimmun- en 
dieser Verordnung. 

(2) Für das Protektorat Böhmen und Mähren kann der Reichs- 
protektor in Einvernehmen mit dem Oberkommando der Wehrmacht 
erginzende und abweichende Bestimmungen erlassen. 

(2) Der Nachrichtenverkehr des Roten Kreuzes sowie mit 
Kriegsgefangenen und Internierten ist durch besondere Bestim- 
mungen geregelt., 

$ 12. 
Die Verordnunr ist auch in den eingegliederten Ostegebieten 

VI. Schlussbestimmungen. | 

$ 12. 
Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Vor- 
schriften erlässt dér Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
im Einvernehmen mit dem Generalbevollmächtigten für die Reichs- 
verwaltung und dem Beauftragten für den Vierjahresplan. 

$ 14. 

Diese Verorünung tritt am siebenten Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft. 
Berlin, den 2.April 1940 


Der Vorsitzende des Ministerrats fiir die Reichsverteidigung 
und Beauftragter für den Vierjahresplan 
Góring 
Generalfeldmarschall 
Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht - 
Keitel | 
Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers. 
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Erste Durchführungsvérfordnun: zur Verordnung über den Nachriehta - 


verkehr. vom 12. Mai 1940. 

Auf Grund des $ 15 der Verordnung über den Nachrichtenverkehr vom 
2. April 1940 (Reichsgesetz-1. I S 825) wird -im Einvernehmen für 
die Reichsverwaltung und demBeauftragten für den Vierfahresplan 


verordnet: 
$ 1. 
(Zu Abschnitt l der Verordnung): 


Ausnahmen von dem Verbot des unmittelbaren und mittelbaren 


^" Nachrichtenverkehrs mit dem feindlichen Ausland werden nur in 


sonderfällen zugelassen. 
$2. 
( Zu Abschnitt II der Verordnung)- 
Der Post- und Fernmeldeverkehr mit dem nichtfeindlichen 


Ausland ist auf das ausserste einzuschränken. 


A. Postverkehr 
l. Im Postverkehr nach 


boten: . 
a) die Versendung von Ansichtspostkarten aller Art won auf- 
geklebten Fotografien, Blindenschriftsendungen, Schach- 


aufgaben, Kreuzwort- und anderen Rátseln, 


b) der Gebrauch von Geheimtinten, Geheimschriften, Kunst. 
sprachen, sowie Esperanto und Geheimsprachen (mit Ans- 
nahme der unter Buchst. B Nr. 2 aufgeführten Codes), 


c) die Anwendung von Kurzschri ten aller Systeme, 
d) die Benutzung gefütterter Briefumschláge, 
e) das Einwerfen von Briefsendungen in Briefkasten. 

2. Postkarten und Briefe nach dem nichtfeindlichen Ausland 
müssen deutlich und leicht lesbar, móglichst mit Schreibmaschine 
geschrieben sein. Briefe gescháftlichen Inhalts sind nur in 
Schreibmaschinen- oderDurckschrift zulássig. 

Briefe nichtgescháftlichen Inhalts dürfen höchstens vier 
Seiten umfassen. Höchstformat einer Seite DIN A 4 

(210 X 297 mm). 

D£ucksachen, Gescháftspapiere, 


sind nur im geschäftlichen Verkehr zugelassen. 
schriften dürfen nur vom Verlag oder von der mit der Herstellung 


dem nichtfeindlichen Ausland ist ver- 


Warenproben und Mischsendungen 
Zeitungen und Zeit- 


beauftragten Druckerei versandt werden. 
3. Postanweisungen und Überweisung 
dürfen auf dem Empfängerabschnitt nur solche kurzen 
lung enthalten, die sich auf den Zahlungsgrund beziehen. 

4. Alle Sendungen nach dem nichtfeindlichenAusland müssen 





ren aus einem Postscheckkonte 
Mittei- 


mm 
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auf der Aussenseite die vollständige Anschrift des 

Absenders (Vorname, Zuname, ‚ständigen Wohnsitz und Strassen- 

angabe) bragen. 

Das Aufkleben von Postwertzeichen auf die Sendungen durch den 

Absender ist verboten. Die Postgebiihren sind am Schalter bar 

zu entrichten. 
Absenderfreistempler kónnen weiterhin benutzt werden. Ab.- 

sender, die zum Auslandsfernsprech- oderAuslandstelegramm- 

verkehr zugelassen worden sind, dürfen ihre eigenen Sendungen 

nach dem nichtfeindlichen Ausland selbst mit Postwertzeichen 

versehen. Die Einlieferer müssen in diesemFall jedoch bei 

der Einlieferung eine Bescheinigung über die erteilte Zulassung 

zum Auslandsfernsprech- oder Auslandstelegrammverkehr vorweisen, 

die von dem für ihren Wohnsitz oder ihre Geschäftsniederlassung 

zustündigen Wehrkreiskommando (Abwehrstelle) auf Antrag ausgeste 

wird. 

AlleBriefsendungen nach dem nichtfeindlichen Ausland mússen 

an einem Postsohalter eingeliefert werden. 

Der Einlieferer muss sich durch einen behórdlichen Ausweis 

mit Lichtbild (z.B. Postausweiskarte, Kennkarte, Pass) ausweisen. | 

Ist der Einlieferer nicht zugleich Absender, so muss auf der | 

Aussenseite des Umschlags ausser der Anschrift desAbsenders 

zustätzlich auch die des Einlieferers angegeben werden. 


7. Auf Einlieferer, die bei der Einlieferung eine Bescheinigung 


über die Zulassung zum Auslandsfernsprech- oderAuslandstele- 
grammverkehr vorweisen (vergl.Nr.5) finden die Bestimmungen 
der Nr. 6 Abs. 2 und 2 keine Anwendungen. 
Fernmeldewverkenhr. 
1. Der Fernsprech- und Fernschreibverkehr nach und von dem nicht- 
feindlichen Ausland sowie der Telegrammverkehr nach dem nicht- 
feindlichen Ausland ist nur den vom Oberkommando der Wehrmacht 
zugelassenen Behörden, Firmen, Einzelpersonen gestattet. 
2. Telegramme nach dem nichtfeindlichen Ausland dürfen nur nach 
dem ABC, Acme, Alpha, Bentley, Boe, Bremer Baumwoll, Hapag/ | 
Lloyd, Moss- oder Persen-Code oder nach dem Internationalen 
Hotelschlüssel, Internationalen Signalbuch Ban 2 .(Fundkverkehrs- 
buch) oder dem Seedienstschlüssel verschlüsselt sein. | 
Auf den Telegrammen muss angegeben sein, nach welchem Code 
der Inhalt verschlüsselt ist.Ferner muss auf ihnen die Volle 
Anschrift des Absenders vermerkt sein. 

Die Anwendung anderer als der vorbezeichneten Codes 
ist nur mit Genehmigung des Oberkomnandos der Wehrmacht zu- 
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$$. 

Für den Nachrichtenverkehr der Behórden (Einschl. der Reichs- 
bank) sowie der NSDAP, ihrer Gliederungen und angeschlossenen 
Verbände, ferner die ausländischen und konsularischen Vertre- 
tungen gelten besondere Bestimmungen. | 

Berlin, den 12. Mai 1940 

Der Chef des Oberkommandos derWehrmacht 

Keitel. 


CO Co A ARA Teen 
Bekanntmachung zurVerordnung über den Nachrichtenverkehr vom 
28. Mai 1940. | 
Auf Grund des ὃ 3 der Verordnung über den Nachrichtenverkehr vom 
Γ April 1940 (Reichsgesetzbl. I S 825) wird im Einvernehmen mit 
dem Auswärtigen Amt bekanntgegeben: 
Als feindliches Ausland im Sinne der Verordnung über den Nach- 
richtenverkehr ist anzusehen: | 
1) Vereinigtes Kónigreich von Grossbritannien iba Nordirland 
mit seinen überseeischen Besitzungen, Kolonien, Protektoraten 
und Mandatsgebieten sowie die Dominions Kanada, Australischer 
Bund, Neuseeland und Siidafrikañische Union mit ihren Mandatsge- 
bieten; 
") Frankreich einschliesslich seiner Besitzungen, Kolonien, 
Protektorate und Mandatsgebieten; 
2) Agypten und Sudan; 
4) Irak. 


Führer Hauptquartier, den 28. Mai 1940 
Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel. 





Abschrift von Abschrift. 


vearoraànunsg i ý ine = 
über den Nachrichtenverkehr in Lothringen mär pril 1941. 


m. Grund der mir vomFührer erteilten Ermáchtigung 
verordne ich: - 
§ 1 
In Lothringen sind sinngemáss anzuwenden: 
1) Die Verordnung über den Nachrichtenverkehr vom 2.4.40 
(RGBL. I 5. 825); 
die erste Durchführungsverordnung zur Verordnung über- den 
Nachrichténverkehr vom 15.5.1940 (RGBl. Ι 5. 824) 


Die Bekanntmachung zur Verordnung über den Nachrichtenverkehr 
vom 28.5.1940 (RGB1. I S. 826. 


Die erforderlichen Ausführungsbestimmungen erlässt der 

Chef der Zivilverwaltung. 
§ 2. 
Diese Verordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung im Verördnungs- 
blatt Lothringen in Kraft. "Nus VA. 
Saarbrücken, den 22. April 1941. 
Der Chef der Zivilverwaltung 
in Lothringen | 
LA, 


gez. Barth. 


TT 
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| 6 
Abschrift von Abschrift von Abschrift. d 


Bekanntmachung zur Verordnung über den Nachrichtenverkehr. 


vom 22. @ktober 1940. 


Auf Grund Paragr. 2 Abs. 2 der Verordnung über den Nachrichten- 
verkehr vom 2. April 1940 (Reichsges. Bl. I S 823) wird im Ein- 
vernehmen mit dem Auswürtigen Amt bekanntgegeben: | 

Der Nachrichtenverkehr mit dem von den deutschen Truppen 
besetzten französischen Gebiet, wird als Ausnahme in dem gleichen 
Unfang genehmigt wie der Nachrichtenverkehr mit nicht feindlichem 
Ausland. | 

Führer-Hauptquartier, den 22. Oktober 1940. 
Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht: 
In Vertretung: 
Jodl,» 


Metz, den 25. April 1942 
III 6 l - 372/41 
+ In Abschrift 
. Referat Abwehr 
im Hause 


zum Verbleib tibersandt. 
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aus dem Strafgesetzbuch 


14. 


Gesetz über Schusswaffen und Munitien 


CORAM 1928, 


(RGBl,I E .143) 
Ar 
„Allgemeines, 
$ 1. 


(1) Schusswaffen im Sinne. dieses Gesetzes sind Waffen, | 
bei denen ein Geschoss oder cine Schretladung mittels Entwickiung 
von Explosivgasen eder Druckluft durch einen Leuf getrieben wird, 

(2) Als Munition im Sinne dieses Gesetzes gilt fertige 
Munition zu Schusswaffen sowie Schiesspälver joder Arts 

(3) Fertige oder vergearbeitete wesentliche Teile von SohuB- 
waffen oder Munition stehen fertigen Gegenständen dieser Art 
gleich, | 


Abschnitt II. 
Die. Herstellung. von zobuagentfka und Munition, 


$ 2, 


[1} vor gewerbsmiissig Schusswaffm oder Munition herstellen, 
bearbeiten oder instandsetzen will, bedarf der Genehmigung, Ale 
llerstellaävon Munition gilt auch das Wiederladen von Patronen, 

(2) Die Genehmigung oder ihre Rücknahme darf nicht von de 
Prifung der Bedürfnisfrage abhängig gemacht werden, 

(3) Für die Errich:ung ven Pulverfabriken oder sonstigen 
Anlagen zur itunitionsbereitung bleibt daneben die Genehmigung 
nach $ 16 der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich im bisherigen 
Umfang erforderlich, 
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erfü; durch die die —— 8 zum Gewerbebetriebe 
— τω» A een wird, kann nach den für das Rechts» 
mittolvorfShren gepen polizeiliche Verfügungen geltenden Vorschriften 
der Landesgesetze angefochten werden. Wọ nach diesen ein ver- 
waltungsgerichtliches Verfahren nicht besteht oder für Fälle dieser 
Art nicht zulüssig ist, finden die Vorschriften der 56 20 uni 21 

der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich Anwendungs 


5-4, 


Ist die Genehmigung enigiltig versagt odor zurückgenommen 
worden, so kann oin neuer Antrag auf Erteilung der Gene 
erst gestellt werden, wenn seit der Zustallung dor endgtiltigen 
Entscheidung mindestens 3 Jahre verflossen sind. 


Abschnitt III, 
Der Handel mit Schußwaffen und Munition. 


$ 5. 


| 1) Wer gewerbsmás sig Schusswaffen oder Munition erwerben, 
feilholten oder anderen Uberlassen eder wer gewerbsmässig den 
Erwerb oder das Überlassen solcher Waren vermitteln oder sich 
gewerbsmüesig zum Erwerb eder Überlassen solcher Waren erbieten 
will, bedarf der Genchmigung, 


(2) Die Verschriften des $ 2 Abss2 und der $$ 3, 4 gelten 
entsprechend, 


$ Ge = 
Die Genehmigung nach § 5 darf nicht erteilt werden 


l, ale 
2. den im $ 16 Abs.1 Satz 2 bezeichneten Personen; Ausnahmen 
_ sind in den Grengen des 5 16 Abs. 3 zulüssig, 


$ Ts 
(1) Verboten ist der Handel’ mit Schusswaffen eder Munition 


1. im Umhérziehen, | 
2, auf Jahrmärkten, Schützenfeston und Messen mit Aw nahme der 
Mustermessen, 
(2) Nicht unter das Verbot des Abs.1 Nr.2 füllt das Feil- 
halton und Überlassen der auf den SchieSstinden benötigten 
Munition, 


68, 
Öffentlichen und privaten Pfakdleihen ist das Beleihen 
von Schu@waffen und Munition verboten, 
$ 9. 


(1) Vom Ablauf von 6 Monaten nach Inkrafttreten dioses 


Gesetzes ab dürfen im Inland nur solche Schusswaffen gewerbamässig 
feilechalten oder anderen überlassen werden, dic die Firma oder 
das eingetragene Warenzeichen des Herstellers oder des Händlers 


($ 5) und eine fortlaufende Herstellungsnummer tragen, 


— = 
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32136 "Tt 
Eines Munitionserwerbscheins bedürfen nicht Inhaber eines Vaffen- 
erwerbsohe:ns oder Waffenscheins zum Erwerbe der zu den betreffenden 
Waffen gehörigen Munition. 


$ 14 

Wer Schusswaffen oder Munition von Todes wegen erwirbt, hat díes 
unter Angabe der Art und Zahl, bei Schiesspulver des Gewichts, der von 
ihm erworbenen Schusswaffen oder Munition binnen sechs Wochen nach dem 
Zage, an dem er von dem Erwerbe — — hat, der zustiindigen 
— anzuzeigen. 

"US 19; 

(1) Wer ausserhalb seiner Tohmüng, seiner Geschäftsräume oder sei. 

nos befriedeten Besitztums eire Schusswaffe führt, muss einen behind. 

di lich ausgestellten Erlaubnisschein (Waffenschein) bei sich tragen. Als 
Führen einer Schusswaffe gilt — ihr Gebrauch auf polizeilich ge-  ) 
nehmigten Schießständen. 

_ (2) Der waffenschein ist, sofern seine Geltung nicht TEST 
auf einen bestimmten engeren Bezirk beschränkt wird, für das ganze Reichs- 
gebiet gültig. Im Scheine kann das Führen der Waffen auf bestimmte ausdriick. 
lich bezeichnete Golegenheiten und Ürtlichkeiten beschränkt werden, 

(3) Der Waffenschein gilt für die Dauer oines Jahres vom Tage der 
Ausstellung ab gerechnet, soweit nicht eine kürzere Geltungsdauer auf 
ihm vermerkt ist. 

$ 16 
(1) waffen-(Munitions-)Erwerbscheine oder Waffenscheine dürfen 
nur an Personen, gegen deren Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen, 
und nur bei Nachweis eines Bedürfnisses ausgestellt " o Die. 
Ausstellung hat insbesondere zu unterblei ben 

l., an Personen unter zwanzig Jahren; 

2. an Entmündigte oder geistig Minderwertige; 

3. an Zigeuner oder nach Zigeunerart umherziehende Personen; 

4. an Personen, die wegen Zuwiderhandlungen gegen die $$ 81,83 

bis 90, 105, 106, 107, 107 a, 110 bis 120, 122, 125, Abs.2, 
$$ 124 bis 150, 181 a, 211 bis 216, 223 bis 228, 240, 241, 243, 
244, 249 bis 255, 292 bis 294, 296, 140, 361 Nr. 2495 u.10 des 
ον Strafgesetzbuches, gegen § 148 des Vereinzollgesetzes vom 1.Juli 
1869 (Bundesgesetzbl. S, 317), gegen das Gesetz gegen den ver- 
brecherischen und gemoingefihrlichon Gebrauch von Sprgnzstoffen 
von 9. Juni 1884 (ReichsgesetzM. 5.61), gegen die Verordnung 
des Rates der Volksbeauftragten über Waffenbesitz vom 1). Jamar 
1919 (Roichsgesetzbl, S.51,122), gegen das Gesetz Uber die Ent- 
waffnung der Bevölkerung gef, August 1920 (Reichsgesetzbl. 3, 1552) 
gegen die §§ 1,2,4 bis 7,8 Nr.5, $ 19 des Gesetzes zum Schutze 
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Einzelfalles die Ger besteht, dass von den Gegenständen kein 
unzulässiger Gebrauch gemacht wird, | 


$ 18. 

(1) Der "affen-(Munitions-)Erwerbschein oder der Yaffenschein 
ist durch die zuständige Behtrde zu widerrufen und einsusz!chem, 
wenn die Voraussetzungen für die Erteilung des Scheines nicht ge- 
geben waren oder nicht mehr vorliegen. 

(2) Im falle des Widerrufs kann die zuständige Behörde zugleich 
die Ablieferung der Schusswaffen und Munition verlangen, Die Vor- 
sohriften im $ 17 Abs. 2 gelten entsprechend. 


$ 19, 
(1) Bines Waffen-(Munitions-)Erwerbscheins oder eines Waffen- 
oom bedürfen hinsichtlich der ihnen dienstlich gelieferten Schuß- 
waffen oder Munition nicht. 
1. Die Angehörigen der deutschen Wehrmacht, die Polizeibeamten 
des Reichs und der Länder sowie die Grenzaufsichts- und purae 
beamton der Reiohsfinanzverwaltung: 
2. Beamte oder Angestellte, dénen von der zuständigen Reichs- 
oder Landesbehörde das Recht sum Führen von Schusswaffen bei be- 
stimmt zu beseichnenden dienstlichen Anlässen verliehen ist oder 
auf Grund gesetzlicher Vorschriften zusteht, An Stelle des Waffen- 
soheins tritt bei ihnen eine entsprechende Bescheinigung der vor- 
gesetzten Dienst- oder der Äufsichtsbehörde, | 
(2) werden den im Abs, 1 bezeichneten Personen Schusswaffen oder 
Munition dienstlich nicht geliefert, over ist das Führen anderer als der 
dionstlich gelieferten Schusswaffen geboten, so ist die vorgesetste Dienst- 
oder die Aufsichtsbehörde befugt, ihnen eine Bescheinigung auszustellen, 
der das. Recht zum Erwerbe der Schusswaffen und der Munition oder 
zum Führen der Schusswaffen ersichtlich ist, 


$ 20. 
(1) Ist nach der Landesgesetzgebung die Erhebung von Gebühren 
für die Ausstellung des Yaffenerwerbscheins oder des Waffenscheins zu- 
lüssig, so bestimmt dich die Festsetzung dieser Gebühren nach den dureh 
die Reichsregierung mit — des m „ festgesetzten Grund- 
sätzen, 

(2) Für Ausstellung eines Munitionswerwerbscheins werden Gebühren 

nicht erhoben, 
$ 21, 

(1) Der Jahresjagdschein cines deutschen Landes), berechtigt im ge- 
samton Reichggebiete während der Dauer seiner Gültigkeit den Inhaber 
gum Erwerbe von Jagdwaffen und Faustfeuerwaffen in dem darain vormerkten 
Umfang und zum Erwerbe von Munition für Jagd- u.Faustwaffen. 


o/s 
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(2) Verboten ist auch die Herstellung, der Handel, die Einfuhr 
das Führen sowie der Besitz von Schusswaffen, die mit einer Vorrichtung 
zur Dämpfung des Schussknalls oder mit Gewehrscheinwerfern versehen sind, 
Das Verbot erstreckt sich auch auf die bezeichneten Vorrichtungen allein, 
Fir die Herstellung solcher Waffen oder Vorrichtungen zur Ausfuhr können 
auf Antrag Ausnahmen bewilligt werden, 


Abschnitt V. 
Strafbestimmungen. 
§ 25. | 
(1) Mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen wird bestraft, wer vorsätzlich oder fahrlässig ‘en 
estimmungen dieses Gesetzes guwider 
in 1. Schusswaffen, Munition oder die im § 24 Abs. 2 bezeichneten 
Vorrichtagen herstellt, bearbeitet, instandsetzt, beleiht, @r- y 
wirbt, feilhält, anderan überlässt, den Erwerb oder das Uber- 
lassen vermittelt, sich zum Erwerb oder Überlassen erbietet, ein- 
führt oder besitzt, 
2, Schusswaffen führt, 
5, die ihm gemäss $ 14 obliegende Anzeäge nicht. oder nicht recht- 
geitig erstattet. 

《2) Neben der Strafe können die, Schusswaffen, die Munition oder die 
Vorriohtungon, auf die sich die strafbare Handlung bezieht, ohne Rücksicht 
darauf, ob sie dem Täter gehören, eingezogen werden. Ist die Verfolgung 
oder Verurteilung einer bestimnten Person nicht durchführbar, so kann 
auf die Einziehung der Schusswaffen, der Munition oder der Vorrichtungen 
selbständig erkannt werden, | 

Φ $ 26. e 
Wer es vorsätzlich oder fahrlässig unterlässt, du verhindern, dass eine 
zu seiner Haısgemeinschaft gehörige und seiner Aufsicht oder Erziehung | 
unterliegende Person unter zwanzig Jahren den Vorschriften dieses Ge- 
setzen zuwider Schusswaffen, Munition oder die im δ 24, Abs, 2 bezeichneten 
Vorrichtungen herstellt, bearbeitet, instandsetzt, beleiht, erwirbt, fell. 
hält, anderen überlässt, den Erwerb oder das Überlsssen vermittelt, sich zum 
Erwerb oder Überlassen erbietet, einführt, besitzt oder Schusswaffen führt, 
wird gemäss $-25 dieses Gesetzes bestraft. | y be | 

l § 27, | 

(1) wer die zur Durchführung dieses Gesetzes vonder Reichsregierung 
erlassenen Vorschriften ($,28) vorsätzlich oder fahrlässig Übertritt, wird 
mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft bestraft, 

(2) wer den im Abs. 1 bezeichneten Vorschriften vorsätzlich zuwider- 
handelt, nachdem er wegen éhrer vorsätzlichen oder fahrlässigen Uber- 
tretung zweimal rechtskräftig ee; ist, wird mit Gefängnis bis zu 

1927998 
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4. Inhaber von Waffenscheinen im Sinne des § 15 des Gesetzes über 
Schusswaffen und Munition vom 12, April 1928 (Reichsgesetzbl. I 
5. 145), soweit nicht im Waffenscheine das Führen von Hieb- oder 
Stosswaffen ausgeschlossen oder besohrünkt ist; ^ 
5, Inhaber von Jagdscheinen eines deutschen Landes auf der Jagd 
und beim Jagdschutz sowie auf den dazugehörigen Hin- und Riok- 
wegen. 
Abschnitt II, 
§ 3. 
(1) Wer gemeinsam mit anderen zu politischen Zwecken an öffentlichen 
Orten erscheint und dabei bewaffnet ist, wird mit Gefüngnis nicht unter 
Monaten bestraft.. 
- (2) Die Waffe kann eingezogen: — auch wenn sie nicht dem Titer 
gehört. Kann keine bestimmte Person verfolgt oder verurteilt werden, 80 
kann auf die Einziehung der Yaffe selbstündig erkannt werden, wenn im 
übrigen die Voraussetzungen hierfür vorliegen, 
(5) Die vorstehenden Bestimmungen finden keine Anwendung auf Per- 
sonen, die kraft: ihres Sffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses zum 
Führen von Waffen berechtizt sind, innerhalb der Grenzen dieser Berechtigung, 


Sohutz des innern Friedens, 


Abschnitt III, 
$4 
(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Tage nach seiner Verkindung in 
Kraft. 
(2) $ 3 tritt mit dem Ausserkrafttreten des Gesetzes zum Schutze 
r Republik vom 25, März 1920 (Reiohsgesotbhl. I S. 91) Ausser Kraft, 


2 








L-%0 
- — 16. | 
Vierte Verordnung des Reichspriisidenten zur Sicherung von 
Wirtschaft unà Finanzen und gum Schutze des inneren Friedens, 
Von 8,Dezember 1951 (RGB1.I $.699,742). 
(Aussug). 
Achter Teil. 
Kapitel I 
Massnahmen gegen Waffenmissbrauch. 
Waffenbesitz, | 
te 

(1) Die obersten Lmdesbehirden oder die von ihnen beauf- 
trafen Stellen.künnen für ihren Amtsbereich oder Toile davon 
anoránen, dass der Besitz von Sghusswaffen und Munition, die den 
Vorschriften des Gesetzes über Schusswaffen und Munition untere 
liegen, sowie von Hieb- oder Stosswaffen ($ 1 des Gesetzes £g. 
Vaffennis. brauch) bei der Polizei behUrde anzumelden ist, 

(2) Waffen und Munition, die sich in einem Bezirk befinden, 
für den cine Anordnung nach Ab, 1 erlassen ist, können, wenn die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ος er- 
fordertieh, für die Geltungsdauer dieses Kapitels An polizoiliche 
Verwahrung genommen werden. DerBesitzer hat slo auf Erfordern an 
die Polizeibehörde abzuliefern,. Die Ablieferungspflicht kann auch * 
auf Gegenstände erstreokt werden, die ihrer Natur nach keine 
Waffen sind, aber von denen nach den Umstünden anzunehmen ist, 
dass sie als Waffen dienen sollen, Inhabern von Jahresjagdschei- 
nen eines deutdohen Landes dürfen die zur Ausübung der Jagd ge- 
brauchten Jasdwaffen nur abgefordert werden, wenn gegen die Zu» 
verlüssigkeit des Inhsbers Bedenkon bestehen, Die auf Grund 
dieser Vorschrift getroffenen Massnahmen unterliegen der Anfech- 
tung nach den Bestimmungen des Landesrechts, 

(3) Wer eine angeordnete Anmeldung oder Ablieferung vorsätz- 
lich unterlässt oder wer im Besitze von Gegenständen betrofíen 
wird, von denen er weiss oder den Unstünden nach annehmen muss, 
daß sie der Anmeldung oder Ablieferung entzogen sind, wird mit Ge- 
füngnis nicht unter drei Monaten bestraft, Tor die Tat fahrlässig . 
begeht, wird mit Geldstrafe bestraft, Noben der Strafe können 
die Ge enstünde eingezogen werden, auch wenn sie nicht dem Titer 
gehören, 

Sohusswaffen, 
TP 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig ohne die nach § 5 des Ge- 
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Swtaves setzes über Schusswaffen und Munition erforderliche 
Genchmeigung gewerbsniüssis Schusswaffen oder Munition or- 

wirbt, feilhält oder anderen überlässt oder wer geverbemilssig den 
Erwerb oder das Überlassen solcher Varen vermittelt oder sioh - 
Soverbsmissig zum Erwerb oder Überlassen solcher Waren 

erbietet, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 


Hieb- und Stosswaffen, 
54. 

Ver guverbsmissig Hieb- oder Stosswaffen(§ 1 des Gesetzes gegen 
Waffenmissbrauch) herstellen, erwerben, feilhalten oder anderan tiber- 
lassen will oder wer gewerbsmiissig den Erwerb oder das Überlassen 
solcher Waffen vermitteln will, bedarf der Genehmigung der von 
der obersten Lsndesbehürde bestimmten Behörde. Dio Genehmirgung kann 
unter Auflagen erteilt werden. 

Die obersten Landesbehörden sind ermächtigt, Vorschriften Uber 
den Geschäftsbetrieb, einschliesslich der Buehführunz, der im Abs, 1 
bezeichneten Geverbetreibenden zu Brlasson. 

| 13 

Bie Verfiiguns, durch die die Genehmigung gum Gewerbeboetriobe 
versagt oder zurückgenommen wird, kann nach den für das Rechtsmittel- 
verfahren gegen polizeiliche Verfügungen geltenden Vorschriften der 
Lundesgosetzso angefochten werden, "o nach diesen oin verwaltunes- 
geriohtliches Verfahren nicht besteht oder für Fälle dieser Art nicht 
zulässig ist, finden die Vorschriften der $5 20 und 21 der Gewerbe- 
orünung Anwendungs, 

56. 

(1) Wer vorsätzlich oder fehrlissig ohne die nach § 4 erforderlich ^ 
Genehmigung Hieb- oder 5tosswaffen gewerbsmilesig herstellt, erwirbt, 
feilhält oder anderen liberlässt, wird mit Gefängnis nicht unter drei 
Monaten bestraft. Neben der Strafe können die Waffen eingezogen werden, 
auch wenn sie nicht dem Täter gehören. 

(2) Wer die von einer obersten’ Landesbehirde gemäss § 4 Abs. 2 erlasse- 
nen Vorschriften vorsiitglich oder fahrlissig dbertritt, wird mit Geld- 
strafe oder mit Haft bestraft, 

$ T. 

(1) Wer beim Inkrafttreten dieses Kapitels ein nach 5 4 A 
pflichtiges Gewerbe betreibt, hat die Genehmi;un:z binnen einem Monat 
nach dem Inkrafttreten dieses Kapitels zu beantragen, 


If. 
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(2) Die Strafbarkeit gemäss $ 6 tritt in diesem Falle- 
erst mit dem Ablauf einen Monats: nach dem Inkrafttreten "e 
Kapitels oder, falls der Antrag innerhalb dieser Frist gestellt 
ist, mitAblauf eines Monats nach einer endgültigen Ablehnung 
ein, D 
5 8. 
Auf die im § 4 bezeichneten Gewerbebetriebe finden im 


übrigen die Vorsohriften der Gewerbeordnung Anwendung. 


Durehfihrungsvorschriften. 
§ 9. 

Der Reichsminister des Innern wird ermichtigt, Rechtsvor- 
schriften und allgemeine Verwaltuingegnoränungen zur Durchführung 
dieses K:pitele mu Ree, > ES À $A 

Kapitel IT) ‘| 

Kapitel DL, τ᾽ 
Verstärkung des — 


Um der zunehmenden Vergieftung des öffentlichen Lebens durch 
Verunglimpfung anderer und der wachsenden Verhetzung im poli- 
tisehen Kampf ext Pb Auen, wird folgendes bostimmts 


Rt 
Steht im Falle der "bien Nachrede ($ 186 des Strafgesetz- 
buchs) der Verletze im Uffentlichen Leben und ist dio ehrenrüh- 
rige Tatsache jffentlich behauptet oder verbreitet worden und gè- | 
eignet, den Verletzten des Vertrauens unvirdig erscheinen su 
lassen, dessen er für sein Öffentliches Wirken bedarf, so 
ist die Strafe Gefängnis nicht unter drei Monaten, wenn der 
Täter sich nicht erweislich in entschuldbarem guten Gleuben 
on die "ghrhe!t der Äusserung befunden hat, 
$2. | 
Steht imPglle der Verleumdung ($ 187 des Strafgesetzbuches) | 
der Vorletze im öffentlich» Leben und ist die ehrenrührige Ἢ 
Tatsache Sffentliche behauptet oder verbreitet worden und ge- 
eignet, den Verletsten des Vertrauens unwirdig erscheinen 
zu lassen, dessen er “Ur sein Uffentliches Tirken bedarf, so 
ist die Strafe Gefängnis nicht unter sechs Monaten, 


§ 3. 
In den Füllen der $$ 1, 2 kann das Gericht neben der Strafe | 
und unabhängig von einer nach ὃ 188 des Strafgesetzbuchs zu ver- 
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aus dem Verordnungsblatt für Lothringen Nr.28 
von 14.7.1942, 


Verordnung 
über die Einflhrunz des Waffenrechts in Lothringen, 


Voaj D. Juli 1942, 


Auf Grund der mir erteilten Ermächtigung verordne ich: 


$1 
Wit Wirkung vom 1-Juli#1942 werden in Lothringen eingeführt: 


1) das Waffengesetz vom 18,Miirs 1938 (RGB1. I 5. 265) mit Ausmhme - 
der 5$ 29 - 35, 

2) die Verordnung zur Durchführung des Waflbngesetzes vom 
19 März’ 1939 (R RGBl, I 5.270), 

5) die Dritte Verordnung zur Durchführung des — — von 
21,Mlirz 1939 (RGB1,T 5. 656), 

4) die Vierte Vororánung zur Yurchfihrung des Waffıngesotzes von 
4,April 1940 (RGB1.I ο» 602), 

5) die Verordnung gegen den Waffenbesits der Juden von 11.11.1958 
RGBl. I Se 1573), 

6) das Gesetz tiber Aus-und Einfuhr von Kriegsgeriit von 6.11.1955 
(RGBL. I 5,1537) nets t Bela nntmachung, betreffend Liste der 

Kriessserite vom 2.September 1940 (Deutscher Reichsanzeiger und 
Preuss.3taatsanzoiger Nr.205), 

7) die Verordnung Über Durchfuhr von kriegsgerät vom 5.September 
1939 (RGB1. I 3.1665). 


$2 | | 
& 4 der Zweiten Verordnung Uber vorläufige Massnahmen 
auf dem Gebiete der Justiz vom 14.Februar 1941 (VB1. 5.92) ist 
auf Waffen und Munition nurmehr anzuwenden, wen: sie Kriegsgerät 
im Sinne der in ὃ 1 Nr.6 dieser Verordnung angeführten Vorschriften 
sind. r 
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(2) Ist die Firma des Herstellers nicht mehr festsu- 
stellen, erloschen oder erlischt sie bis sum Ablauf eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieser Bestimmungen, so gonligts 
statt der in § 10 des Gesetzes vorgeschrichenen Kennzeichnung 
die Angabe der Firma oder des eingetragenen Warenseichens 
eines in Lothringen oder im Elsass wohnenden Händlers auf 
der Schusswaffe, 


$ 3 
Zu $ 18 Nr. 7 des Waffengesetzest 
Als amtlich verpflichtete Pischereiaufseher gelten 
nur die gemäss $ 30 Abs, (5) der Verordnung Über das 
Fischereirscht in Lothringen vom 7. Juli 1941 (VBl. S. 645) 8 
dureh die zuständiren Landräte bezw, den Polineirrädsidenten 
"in Metz verpflichteten Aufseher, 


y 4 


Diese Bestimmungen treten am 1. Juli 1942 in Lothringen 
in Kraft, 


Ssaarbricken, den 7, Juli 1942, 


Der Chef der Zivilverwaltung i^ Lothringen, 
τοῦ, 


Bart be 


mt 








Kriegssonderstral- 


wei August 1945. 
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‚onderstrafrechtsverordnung) vom 17. August 1958 


(Reichsgesetzbl, 1959 1 2 1455) wird veröränets 


Kriegssonderstrafrechtsverordnung erhält 


1- η 8 3497 7° 4 a+ 5 we A ys λεν νι Io T a . 
iz unrichtige oder unvolistanaige 
bestimmt 


ap ua" 


freistellen 


Fihrer-Hauptquartier, den 15.,Aug.1942. 


er Wehrmacht 


u 
e 


` 
. 


σα 





Abschrift. 
Reichsgesetzblatt, Jahrgang 1942, Teil 1 , 


lr, 556, X 


Dritte Verordnung zur Ergänzung der Kriegssonderstraf- 
rechtsverordnung. Vom 15, August 1942, 


Auf Grund des ὃ lo der Verordnung über das Sonder- 
strafrecht im Kriege und bei besonderen Einsatz (Kriegs- 
sonderstrafrechtsverordnung) vom 17. August 1958 
(Reichsgesetzbl, 1939 I 3 1455) wird verordnet: 


§ 5 der Kriegssonderstrafrechtsverordnung erhält 
folgenden neuen Abs, 4! 


"(4) Wer leichtfertig unrichtige oder unvollständige 
Angaben nacht, die dazu bestimmt sind, sich oder einen 
anderen von der Erfüllung des Wehrdienstes ganz, teil- 
weise oder zeitweisé freistellen zu lassen, wird mit 
Gefüngnis bestraft," 


 Pührer-'iauptquartier, den 15,Aug,1942, 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 


N 4 
η —E 


Im 
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Reichsgesetcblatt, Jahrgang 1942, Toil I, 


Ur, 536. 


Dritte Verordnung zur Ergiinsung der Kriogssonderstraf- 
rechtsveroränung, Yom 15,August 1942, 


Auf Grund des ὃ lo der Verordnung über das ;onder- 
strafrecht im Kriege und boi besonderen Nincate (Kriegs- 
sonderstrafrechtsverorduung) vom 17, August 1938 
(Reichsgesotzbl, 1939 I 3 1455) wird verordnet: 


$ 5 der Kriogssonderstrafrecehtsverordnung orhiilt 
folgenden neuen Abs, 41 


"(4) Wer leichtfertig unriohtige oder unvollotindige 
Angaben macht, ¿ie dazu bestimmt sind, sich oder einen 
anderen von dor Erfüllung des Tehrdionstes ganz, Feil Le 
weine oder zoitweiso freistellen zu lassen, wird mit 
Gefiingnis bestraft,” 


Führer-NHauptquartior, den 15,Aug.1942, 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Lei tel 
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. Det Chef der Siderheitspolije 


Berlin SW 11, den 144 Juli E 
und Des 50 Prinz- Term -Strafe 8 


C II A 4 tr, 547/41 -553 =l ~ Dec Befehlahnder der $: 
-- Ee Tom ο und den OD fr ro: 
o M 
NN An 
den Befehlshaber der Sichérheitspolizei 
und des SD | Su Rolare buts 
in der Westmark 


A in Metz, | 
Wes 
be 


— Daretellen verkehrswichtiger Anlagen,^ : Y 1949 
3 qum Ohne, 


Poliseiverordnung über das — und sonstige 


Im ROB1, I 8, 156 ist dio yon hier/verfaßte Polisciverordnung 


, über das Photographieren und sonstige Darstellen verkehrswiochtiger 
Anlagen vom 29, 3. 42 erschienen, 


Be erscheint, falls nicht schon geschehen,erfordorlioh, 
dort unter Ihrer maßgebenden Beteiligung die Herausgabe oiner 


IT TETTE 








T £ | 


entsprechenden Verordnung zu erwirken, Das Keichssicher- 
heitshauptamt bitte ich von dort aus zu beteiligen, 

Im Auftrages 

sez. Dr, Bilfinger 


Bezlaubigts 


"rei 
—— 
Kanzleiangestellte 


Im 











Uberzihlige Abschrift v.Reicisgesetzbl, 


-Dritte Verordiu.g zur Lrgünzung 
der &Zriegssonüerstraífrecohisverorü nung 
- Vom 15, 8. 1942 -. 
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Reichsgesetzblatt 3 


Teil I 


1942 Ausgegeben zu Berlin, den 4. April 1942 Nr. 32 


Tag 
27.3. 42 


Inhalt 
Durchführungsverordnung zur Verordnung über die vorläufige 


Seite 


Regelung des landwirtschaftlichen Berufsschulwesens in den 


Reichsgauen 


29. 3. 42 


verkehrswichtiger Anlagen 


30. 3. 42 


Polizeiverordnung über das Photographieren und sonstige Darstellen 


Verordnung über die Anderung der Preise der Deutschen Arzneitaxe 


fúr Lebertran, lebertranhaltige Zubereitungen und Spiritus .. 


31. 3. 42 
L 4, 42 


Verordnung über den Verkehr mit lebendem Wild 
Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Einführung des 


Luftschutzrechts im Protektorat Böhmen und Mähren 


1, 4.42 
hörigen 


Verordnung über die Ehemündigerklärung von Wehrmachtange- 


Ae 
Im Teil II, Nr. 12, ausgegeben am 1, April 1942, ist veröffentlicht: Bekanntmachung über das deutsch-slowakische 


Nachlaßabkommen. 


eg 


Men EE EE EE EE 


Durchführungsverordnung zur Verordnung 
über die vorläufige Regelung des landwirtschaftlichen Berufsschulwesens in den Reichsgauen, 


Vom 27. März 1942, 


Auf Grund des $1 der Verordnung vom 
23. November 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1526) 
in Verbindung mit $ 13 der Verordnung vom 
3. Juni 1940 (Reichsgesetzbl. IS 837) wird ver- 
ordnet: 


$1 
(1) In den Reichsgauen Wien, Karnten, Nieder- 
donau, Oberdonau, Salzburg, Steiermark, Tirol 
und Vorarlberg sind bis auf weiteres die Reichs- 


Berlin, den 27. März 1942, 


gaue als Selbstverwaltungskórperschaften Trá- 
ger der landwirtschaftlichen Berufsschulen. 

(2) Der Reichsminister fiir Wissenschaft, Er- 
ziehung und Volksbildung bestimmt im Einver- 
nehmen mit dem Reichsminister des Innern den 
Zeitpunkt, zu dem die Trägerschaft auf die 
Stadt- und Landkreise übergeht. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt. mit Wirkung vom 

1. April 1941 in Kraft. 


Der Reichsminister l 
für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung. 


Rust 


Der Reichsminister der Finanzen 
Graf Schwerin von Krosigk 


Der Reichsminister des Innern 


In Vertretung 
Pfundtner 
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Auf Grund der Verordnung über de Polizei- 
verordnungen der Reichsminister vom 14. No- 
vember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1582) und der 
Verordnung über das Rechtsetzungsrecht im Pro- 
tektorat Böhmen und Mähren vom 7. Juni 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1039) wird verordnet: 


$1 
(1) Es ist verboten, folgende Gegenstiinde zu 
photographieren, zu filmen oder zeichnerisch dar- 
zustellen: 





a) Eisenbahnen: 
Gleisanlagen, 
Bauwerke, Anlagen oder Einrichtungen 
sonstiger Art und unvollendete Neu- 
baustrecken, 














Truppen- und militärische Transport- 
züge, 














b) Reichsautobahnen: 





Reichsautobahnen, 











A . Bauwerke, Anlagen oder Einrichtungen 
sonstiger Art in und an Reichsauto- 
bahnen und unvollendeten Neubau- 
strecken, 




















Truppen- und sonstige militürische 
Transporte auf Reichsautobahnen, 

c) Wasserstraßen, Talsperren und Hifen: 
Brücken über ReichswasserstraBen, 
Schleusen und Wehre an Wasserläufen, 

die dem Schiffsverkehr dienen, 


Talsperren, 
































Hafenanlagen, 

Truppen- und sonstige militärische 
Transporte auf Wasserstraßen und 
in Hafenanlagen. 























(2) Verboten ist das Photographieren, Filmen 
und zeichnerische Darstellen der im Abs. 1 be- 
zeichneten Gegenstände von einem Standpunkt 
auf diesen Gegenständen oder dem zugehörigen 
Gelände wie auch von einem außerhalb gelegenen 
Standpunkt aus. - | 


























$2 
(1) Die Bestimmungen des $1 finden keine 
Anwendung 














a) auf die vom Reichsministerium für Volks- 
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aufklärung und Propaganda allgemein 


Polizeiverordnung 
über das Photographieren und sonstige Darstellen verkehrswichtiger Anlagen. 
Vom 29, März 1942. 


amtlich zugelassenen Bild- und Filmbericht- 
erstatter, 


b) auf Beauftragte der zuständigen Verkehrs- 
behörden oder der mit der Aufsicht über 
die darzustellenden Gegenstände betrau- 
ten Behörden. die mit einem Erlaubnis- 
schein dieser Stellen versehen sind, 


c) auf Beauftragte der Polizeibehórden, die 
mit einem polizeilichen Dienstausweis oder 
Frlaubnisschein versehen sind. 


(2) Andere als die im Abs. 1 bezeichneten Per- 


sonen bedürfen einer besonderen schriftlichen 
Erlaubnis. Aus dem Antrag und der schrift- 
lichen Erlaubnis miissen Art und Ort der dar- 
zustellenden Gegenstünde zweifelsfrei ersicht- 
lich sein. Die Erlaubnis erteilt das Reichsmini- 
sterium für Volksaufklärung und Propaganda 
oder das zuständige Reichspropagandaamt im 
Einvernehmen mit der Behörde, zu deren Be- 
reich die darzustellenden Gegenstände gehören, 
bei Privatbahnen im Einvernehmen mit der zu- 
ständigen Dienstaufsichtsbehörde. 


(3) Vorschriften, nach denen das Betreten der 


im $ 1 bezeichneten Verkehrsanlagen an eine be- 
sondere Erlanbnis geknüpft ist, bleiben unbe- 
rührt, 


83 

Die zur Veröffentlichung oder sonstigen Ver- 
wendung bestimmten Bilder, Filmstreifen oder 
zeichnerischen Darstellungen sind dem Reichs- 
ministerium für Volksaufklärung und Propa- 
ganda zur Überprüfung zuzuleiten, das im Ein- 
vernehmen mit dem Oberkommando der Wehr- 
macht über die Zulassung entscheidet. Nicht 
genehmigte Platten, Filme und zeichnerische 
Darstellungen sowie Vervielfältigungen sind zu 
beschlagnahmen und zu vernichten. 


$4 

Photographien, Filmaufnahmen und zeich- 
nerische Darstellungen der im 81 genannten 
Gegenstände, die beim Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung bereits vorhanden, aber noch nicht im 
Handel sind, dürfen nur mit Erlaubnis des 
Reichsministeriums für Volksaufklärung und 
Propaganda, das im Einvernehmen mit dem 


T^ 
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Nr.32 — Tag der Ausgabe: 4. April 1942 


Oberkommando der Wehrmacht über die Zu- 
lassung entscheidet, der Öffentlichkeit zugäng- 
lich gemacht werden. 


SET 

Die Vorschriften der 88 3 und 4 gelten nicht 
für Veröffentlichungen durch Behörden nach 
den hierfür geltenden Richtlinien und Vor- 
schriften. 


56 
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig den vor- 
stehenden Bestimmungen zuwiderhandelt, wird 
mit Geldstrafe bis zu 150 Reichsmark oder mit 
Haft bis zu sechs Wochen bestraft, sofern die 
Tat nicht nach anderen Strafbestimmungen mit 
schwererer Strafe bedroht ist. 


Berlin, den 29. Marz 1942. 


(2) Zur Verfolgung dieser Zuwiderhandlungen 
sind im Protektorat Böhmen und Mähren die 
deutschen Gerichte zuständig. 


$7 
Im Protektorat Böhmen und Mähren übt die 
in dieser Polizeiverordnung dem Reichsministe- 
rium fiir Volksaufklärung und Propaganda und 
den Reichspropagandaümtern übertragenen Be- 
fugnisse der Reichsprotektor aus. 


88 
Diese Polizeiverordnung gilt für die Dauer 
des Krieges. Der Zeitpunkt ihres Außerkraft- 
tretens wird vom Reichsminister des Innern be- 
kanntgegeben. 
gege T 
Diese Polizeiverordnung tritt mit ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 


Der Reichsminister des Innern 
Frick 


Verordnung über die Ánderung der Preise der Deutschen Arzneitaxe 
für Lebertran, lebertranhaltige Zubereitungen und Spiritus. 
Vom 30. Mürz 1942. 


Auf Grund des § 2 des Gesetzes zur Durch- 
führung des Vierjahresplans — Bestellung eines 
Reichskommissars für die Preisbildung — vom 
29, Oktober 1936 (Reichsgesetzbl. I 5. 927) ordne 
ich im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
des Innern und mit Zustimmung des Beauftrag- 
ten für den Vierjahresplan an: 


81 
Diein der Deutschen Arzneitaxe 1936 für Leber- 
tran, lebertranhaltige Zubereitungen und Spiritus 
festgesetzten Preise dürfen um die folgenden Zu- 
schlüge überschritten werden: 

l- für Oleum Jecoris Aselli (S. 81) 
bei Abgabe von 10g um ,,,. 2 Ay, 
bei Abgabe von 100g um .,.. 13 Ag, 


Berlin, den 30. Mirz 1942. 


2. für Emulsio Olei Jecoris Aselli composita 


(5. 47) 
- bei Abgabe von 10gum,,.. 5 A, 
3. für Lebertranpräparate von Oleum Jecoris - 
Aselli aromaticum bis Oleum Jecoris Aselli 
jodatum (S. 81) 
bei Abgabe von 100g um,... 13 Ay, 
4. für Alcohol absolutus (S. 23), für Spiritus 
und Spiritus 96%, (S. 102) sowie für Spiri- 
tus dilutus (S. 103) 
bei Abgabe von 10g um .,,, 


bei Abgabe von 100 e um , ,,. 


52 
Bu Verordnung tritt mit dem Tage der Ver- 
kiindung in Kraft, | 


3 Jw. 
GEI 


Der Reichskommissar fir die Preisbildung 
In Vertretung Ken 
Dr. Flottmann 
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Verordnung über den Verkehr mit lebendem Wild. 
~ Vom 31, März 1942. 


Auf Grund des $51 der Ausführungsverord- 
nung vom 27. März 1935 (Reichsgesetzbl. I 5.431) 
zum Reichsjagdgesetz vom 3. Juli 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 549) wird folgendes verordnet: 


$1 

(1) Lebendes Wild und Ever von jagdbaren 
Vögeln — mit Ausnahme von Möweneiern — 
dürfen nur an Jagdausübungsberechtigte und 
Inhaber von Tiergürten veräußert werden. Die 
Veräußerung ist nur zulässig, wenn der Erwer- 
ber eine Bescheinigung des fiir seinen Wohnsitz 
zuständigen Kreisjägermeisters dem Veräußerer 
vorlegt, daß der Erwerb ausschließlich zum 
Zwecke der Wildaufartung erfolgt. 


(2) Bei der Einfuhr aus dem Ausland ist diese 
Bescheinigung dem Einfuhrantrag beizufügen. 


Berlin, den 31. März 1942. 


$2 
Die Vorschrift des $ 1 gilt nicht beim Erwerb 
von lebendem Wild oder Eiern jagdbarer Vögel 
durch 
a) Jagdbehörden, 
b) Forstbehörden des Staates und der Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts, 
c) Firmen, die gewerbsmäßig mit lebendem 
Wild handeln, 
d) Zoologische Gärten, 
e) Inhaber von Tierschauen. 


83 
Wer den Vorschriften dieser Verordnung zu- 
wider Wild oder Eier jagdbarer Vögel veräußert 
oder erwirbt, wird mit einer Geldstrafe bis zu 
150 Reichsmark oder mit Haft bestraft, soweit 
nicht nach anderen Gesetzen eine andere Strafe 
yerwirkt ist. 


Der Reichsjigermeister 
In Vertretung 
Alpers 


GEN, EOD A ee 


Verordnung zur Anderung der Verordnung iiber die Einführung des Luftschutzrechts 
im Protektorat Bohmen und Mabren. | 


Vom 1. April 1942. 


Auf Grund des $ 10 der Verordnung úber die 
Einführung des Lufischutzrechts im Protektorat 
Böhmen und Mähren vom 9. Juli 1941 (Reichs- 
gesetzbl I S. 377) wird im Einvernehmen mit 
den beteiligten Reichsministern und dem Reichs- 
protektor — und Mähren verordnet: 


Die Verordnung über die Einführung des Luft- 
schutzrechis im Protektorat Böhmen und Mäh- 
ven vom 9. Juli 1941 (Reichsgesetzbl, 1 S. 377) 
wird wie folgt geändert: 


Artikel I 


1. Im $ 1 Abs. 1 ist der Ντ. 9 hinter der An- 
gabe »vom 22, Oktober 1940 (Reichsministerialbl. 
5. 286)« anzufügen: 


ον KA Ch 


i 


»und den Ausführungsbestimmungen zu $13 
der Achten Durchführungsverordnung Zum 
Luftschutzgesetz vom 4. Juli 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 455) mit den Erleichterungen 
der Zweiten Ausführungsbestimmungen zu 
$ 18 der Achten Durchführungsverordnung 
zum Luftschutzgesetz vom 3.November 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 711),«. 

2. Im 81 Abs. 1 ist in Nr. 14 vor den Worteu 
sder Dritten Ergänzungsbestimmung vom 20.Sep- 
tember 1940 (Reichsministerialbl. S. 279)« an 
Stelle des Wortes »und« ein Komma zu setzen 
und hinter diesen Worten einzufügen; 

»und der Vierten Ergänzungsbestimmung 
des Reichsarbeitsministers vom 7. Juli 1941 
(Reichsministerialbl. S. 173)«. 


CU 








Nr.82 — Tag der Ausgabe: 4. April 1942 


Artikel H 
1. §7 Abs, 1 Nr, 3 wird gestrichen. 


2, Im §7 wird hinter Abs. 4 folgender neuer 
Abs, 5 eingefügt: 


»(δ) Achte Durchführungsverordnung: 


Ausführungsbestimmungen zu $15 vom 


4. Juli 1941 


a) Zu Abschnitt AI Nr. 1: 
Die Bestimmungen gelten fiir solche 
Krafifahrzeuge, die 


aa) im Protektorat Bóhmen und Mäh- 
ren auf Grund der Verordnung 
über die Weiterbenuizung von 
Kraftfahrzeugen im Protektorat 
Böhmen und Mähren vom 18, Sep- 
tember 1939 in der Fassung der 
Verordnung vom20, De zember1939 


(VbIRProt. S. 153 und 375), 


im sonstigen Reichsgebiet -auf 
Grond der Verordnung Ober die 
Weiterbenutzung von Krafifahr- 
zeugen vom 6, September 1939 in 

. der Fassung der Verordnung vom 
17. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl, I 
S. 1698 und 2055) 


weiterbenutzt werden dürfen. 


Berlin, den 1. April 1942. 
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Bei Einzelfahrtgenehmigungen kann 
der Oberlandrat Ausnahmen bewilli- 
gen. 

b) Zu Abschnitt AI Nr. 2 Abs, 1: 

Die Bestimmung findet keine Anwen- 
dung. 

Zu Abschnitt A Il: 

Abschnitt A II erhält folgende Nr. 3; 


8. Priilzeichen im Protektorat 
Fahrradlampen undSchluBlichter,die 
das Prüfzeichen ESCH des bóhmisch- 
mährischen elektrotechnischen Verban- 
des in Prag tragen, stehen solchen, die 
das Prüfzeichen der Physikalisch-Tech- 


nischen Reichsanstalt tragen, gleich.« 
3. Der bisherige Abs. 5 des $7 wird Abs. 6. 


4. Der bisherige Abs.6 des $7 erhältals Abs. 7 
folgende neue Fassung: 


c) 


ε(τ) Elfte Durchführungsverordnung: 
a) Zu $6 Ziffer I: | 
Als Nr. 4a wird eingefügt: „der Ober- 
landrat". 
b) Zu § 8 Abs. 1 Ziffer VI: 
Statt „Ziffer I Nrn.l bis 4“ ist zu 
setzen: „Ziffer I Ντη. 1 bis 4a’'.« 


Artikel Ill 


Die Verordnung tritt mit dem Tage der Ver- 
kündung in Kraft. 


Der Reichs minister der Luftfahrt 
und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 


In Vertretung 
Milch 


o πο 


Verordnung über die Ehemündigerklürung von Webrmachtangehorigen. 
Vom 1. April 1942. 


Auf Grund des § 131 des Ehegesetzes vom 
6. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 807) und des 
$ 44 der Verordnung über MaBnahmen auf dem 
Gebiete der Gerichtsverfassung und der Rechts- 
pflege vom 1. September 1939 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 1658) verordne ich: 


$1 
(1) Wird ein Wehrmachtangehöriger zum 
Zwecke der Eheschließung. für volljährig er- 


klärt, so kann zugleich mit der Voll jährigerklä- 
rung die Befreiung von dem im $1 des Ehe- 
gesetzes vom 6. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 807) vorgesehenen Erfordernis der Voll- 
endung des einundzwanzigsten Lebens jahres be- 
willigt werden. In diesem Falle wird die Be- 
freiung (Ehemündigerklärung) erst mit der 
Rechtskraft der Volljährigerklärung wirksam. 

(2) Wehrmachtangebórige im Sinne dieser 
Vorschrift sind die Soldaten und die Wehrmacht- 
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beamten. Ihnen gleich zu behandeln sind die 


Angehórigen der bewaffneten Einheiten der fj 
und sonstige Personen in besonderem Finsatz, 
für die es der Reichsminister der Justiz beson- 
ders bestimmt. 


$2 
Wird auf Grund des $ 1 zugleich mit einer Voll- 
jährigerklärung die Ehemündigerklärung aus- 
gesprochen, so ist die Volljährigerklärung für 
jeden Beteiligten, der ihr gegenüber dem Vor- 


Berlin, den 1. April 1942. 


mundschaftsgericht zugestimmt hat, unanfecht- 
bar. Haben alle, die nach den allgemeinen 
Vorschriften beschwerdeberechtigt sein würden, 
zugestimmt, so ist auszusprechen, daß die .Ent- 
scheidung rechtskráftig ist. 


$3 
Die Vorschriften dieser Verordnung gelten 
für die Ehemiindigerklirung bei Entlassung aus 
der viterlichen Gewalt entsprechend. 


Der Reichsminister der Justiz 
Mit der Führung der Geschäfte beauftragt: 
Dr. Schlegelberger 
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Reichsstatthalter in der Westmark πω wr 
und Che? der Zivilverwaltung in Lothringon -Saarpfalz 


in Saar bricke ns 


Betrifft: Pollzeiverordnung über das photographieren und 
| sonstige Darste 


on en verkehrswichtiger Anlagen, 


Yorgang: Ohne, 


Im Reichsgesetzblatt Nr, 32, Seite 156, ist die vom 

Chef der Sicherheitspolizei und des SD. verfaßte polizei- 
veroränung über das Photographieren und sonstige Dar- 
stellen verkehrswiohtiger Anlagen Vo» 29,5,42 erschienen, 


Ich bitte un Mitteilung, ob diese oder eine ähnliche Ver- 

ordnung für Lothringen bereits erlassen wurde oder in 

Vorbereitung ist, rn DEAN φῇ 
fertigt o MAS IAS. κ 
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